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Die Fraktion Bündnis90/Die Grünen beantragt, der Rat möge beschließen: 
 
Für geflüchtete Menschen in Seenot wird es immer schwerer, sichere Orte zu finden, in die 
sie von Seenotrettungsorganisationen nach der Rettung aus Todesgefahr gebracht werden 
können, wie es zahlreiche internationale Abkommen wie SOLAS, die internationale 
Konvention von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens auf See, und andere zwingend 
vorschreiben. Europäische Regierungen stellen zum Teil nicht nur jegliche Seenotrettung ein, 
sondern kriminalisieren zudem die zivilgesellschaftliche Seenotrettung und verhindern deren 
Arbeit. 
 
Viele Städte in Europa, auch in Deutschland, haben sich bereits solidarisiert und angeboten, 
in Seenot geratene Menschen aufzunehmen. Die Hansestadt Lüneburg soll hierbei ein 
Zeichen für Menschlichkeit und Frieden setzen. In den letzten Jahren hat die Bevölkerung 
der Hansestadt Lüneburg gemeinsam mit Verwaltung und Politik gezeigt, dass sie bereit und 
fähig ist, geflüchtete Menschen aufzunehmen und zu integrieren. Diesen Weg muss die 
Hansestadt Lüneburg weitergehen und damit ein deutliches Zeichen von Menschlichkeit und 
Offenheit unserer Stadt und ihrer Menschen setzen – und dadurch auch ein Gegengewicht 
zu steigender Fremdenfeindlichkeit und Hass gegenüber hilfsbedürftigen Menschen. 
 
Der Rat der Stadt erinnert an eine alte Hansepflicht, die seit dem 14. Jahrhundert besteht 
und die Rettung von Schiffbrüchigen zur Pflicht für alle Schiffe und Matrosen machte. Die 
Rettung von Menschen in Seenot ist als Ausdruck von Menschlichkeit tief verankert in den 
Jahrhunderte alten maritimen Traditionen. Die Hansestadt Lüneburg kommt daher dieser 
Pflicht nach als weltoffene, humane und vielfältige Stadt  
 
Die Seenotrettung im Mittelmeer muss unverzüglich wieder aufgenommen und 
die Kriminalisierung nichtstaatlicher Seenotretter beendet werden. 

Stadtratsfraktion Lüneburg 
 
Beigeordneter Ulrich Blanck 
    - Fraktionsvorsitzender - 
 
Dahlenburger Landstraße 179a 
21337 Lüneburg 
Tel.: 04131/221580 
ulrich.blanck@rathaus-aktuell.de 
 

 

 
 

Oberbürgermeister Mädge 
- Rathaus - 

 
21335 Lüneburg 

 

Ulrich Blanck    Dahlenburger Landstraße 179a     21337 Lüneburg 

 

Antrag zur Sitzung des Rates der Stadt Lüneburg am 1. Oktober 2020 

Lüneburg zum sicheren Hafen erklären 
 



 
Deshalb beschließt der Rat der Stadt Lüneburg – gesondert zu den üblichen 
Aufnahmeverfahren – speziell die im Mittelmeer geretteten Menschen in Lüneburg 
aufzunehmen bis es eine umfassende europäische Lösung gibt und sich folglich gegenüber 
der Bundesregierung (insbesondere dem Bundesminister des Inneren, für Bau und Heimat) 
dafür einzusetzen, das dies ermöglicht werden kann. 
 
Ausreichende Kapazitäten in den städtischen Aufnahmeeinrichtungen sind vorhanden und 
die Unterstützung vieler ehrenamtlicher Helfer hat bereits in der Vergangenheit bewiesen, 
dass weitestgehend ein gutes Miteinander funktionieren kann. Das Sterben und das 
Sterbenlassen im Mittelmeer müssen aufhören. Wir brauchen Solidarität für die, die flüchten 
müssen.  
 
Die Hansestadt Lüneburg erklärt sich zum Sicheren Hafen. 
  
Dies beinhaltet: 
 

1. Sich mit Menschen auf der Flucht und der Ziele der SEEBRÜCKE solidarisch zu 
erklären. 
 

2. Sich öffentlich gegen die Kriminalisierung der Seenotrettung auf dem Mittelmeer zu 
positionieren und diese aktiv zu unterstützen, sowie die Patenschaft und finanzielle 
Unterstützung für ein ziviles Seenotrettungsschiff zu übernehmen bzw. sich daran zu 
beteiligen. 
 

3. Die schnelle und unkomplizierte Aufnahme und Unterbringung von aus Seenot 
geretteten Menschen zusätzlich zur Verteilungsquote von Schutzsuchenden 
sicherzustellen: 
 

4. Die Hansestadt Lüneburg erklärt sich bereit, aus Seenot gerettete Menschen, 
beispielsweise von einem zivilen Seenotrettungsboot, direkt zu übernehmen und 
unterzubringen. Die Aufnahme geschieht zusätzlich zur Verteilungsquote 
Asylsuchender. Hierzu wird ein Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Inneres und Sport, dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und dem 
Bundesland Niedersachsen hergestellt. 

 
5. Sich dem Bundesland Niedersachsen und der Bundesregierung gegenüber für   die 

Einrichtung neuer bzw. die deutliche Ausweitung bestehender Programme zur 
legalen Aufnahme von Flüchtenden einzusetzen und dazu selbst zusätzliche 
Aufnahmeplätze anzubieten.   
 

6. Die Hansestadt Lüneburg fordert die Regierung des Bundeslandes Niedersachsen auf, 
ein eigenständiges humanitäres Aufnahmeprogramm für Flüchtende gem. § 23 
Absatz 1 AufenhG einzuführen und damit Flüchtenden die legale Einreise nach 
Deutschland und einen legalen Aufenthalt zu ermöglichen. Die Hansestadt Lüneburg 
fordert die Regierung des Bundeslandes Niedersachsen und die Bundesregierung auf, 
im Rahmen des Resettlements gem. § 23 Absatz 4 AufenhG und anderen 
Programmen der legalen Aufnahme von Flüchtenden dauerhaft und verlässlich 



erheblich höhere Aufnahmequoten als bisher zu vereinbaren. Nur so kann 
Deutschland seiner Verantwortung nachkommen, Menschen die Flucht auf 
gefährlichen illegalisierten Wegen ersparen. Die Hansestadt Lüneburg erklärt sich 
dem Bundesland Niedersachsen und der Bundesregierung gegenüber bereit, 
zusätzliche Aufnahmeplätze für Einreisende in diesen Programmen verlässlich zur 
Verfügung zu stellen. Zudem setzt sich die Hansestadt Lüneburg über das Land für die 
Streichung des Satzes 3 des § 23 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz ein, wodurch die 
Zustimmungserfordernis des Bundes für eine Flüchtlingsaufnahme entfiele. Die 
Hansestadt Lüneburg setzt sich mit anderen Städten / Landkreisen für ein Recht auf 
Kommunale Selbstbestimmung zur zusätzlichen Aufnahme von Flüchtenden ein. Die 
Hansestadt Lüneburg fordert die Einführung einer eigenständigen Norm zur 
kommunalen Aufnahme entsprechend dem § 23 Abs. 1 AufenthG zur eigenständigen 
Aufnahme durch die Länder. 
 

7. Gewährleistung eines langfristigen Ankommens durch zur Verfügung stellen aller 
nötigen Ressourcen für eine menschenwürdige Versorgung, insbesondere in den 
Bereichen Unterkunft, Ernährung, medizinische Versorgung und Bildung. 

 
8. Sich auf regionaler, nationaler und europäischer Ebene aktiv für die Umsetzung der 

oben genannten Punkte einzusetzen. 
 

9. Gründung eines Bündnisses aller Sicheren Häfen in Europa zur aktiven Gestaltung 
einer menschenrechtsfreundlichen europäischen Migrationspolitik. 

 
10. Die Veröffentlichung aller unternommenen Handlungen, um Lüneburg zu einem 

Sicheren Hafen zu machen. 
 
 
 
Die Begründung erfolgt mündlich 
 
 
Für die Fraktion 
 
 
 



Hansestadt Lüneburg         18.09.2020 
Bereich 33 –Bürgerservice und Migration 
Frau Twesten        309-3251 
 
 
 
Dez. V  
  
ü b e r  
 
Herrn Oberbürgermeister Mädge 
 
Dez. III  
 
 
1. Antrag der Fraktion DIE LINKE vom 14.09.2020 zur Sitzung des Rates am 01.10.2020 
 „Moria evakuieren-Geflüchtete gemeinsam aufnehmen-Lüneburg zum sicheren Hafen 

machen.“ 
 

2. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 16.09.2020 zur Sitzung des Rates 
am 01.10.2020  

 „Lüneburg zum sicheren Hafen erklären“  
 
Es wird zunächst verwiesen auf die Stellungnahmen vom 25.02. und 18.02.2019 zu dem Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 12.02.2018 „(Lüneburg zum sicheren Hafen erklären“) 
zur Sitzung des Rates am 25.02.2019 sowie auf die Stellungnahme vom 26.08.2019 zu dem An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 11.07.2019 („Lüneburg zum sicheren Hafen erklä-
ren“) zur Sitzung des Rates am 29.08.2019 
 
 

I. Vorbemerkungen 
Nach aktueller Beschlusslage auf Bundesebene sollen 1.553 Menschen aus 408 Familien, die durch 
Griechenland bereits als Schutzberechtigte anerkannt worden sind, von der Bundesrepublik 
Deutschland aufgenommen werden. Die betroffenen Personen erhalten dementsprechend unver-
züglich eine dem jeweiligen Schutzstatus entsprechende Aufenthaltserlaubnis. 
 
 

II. Gesetzliche Grundlagen: 
Die wesentlichen gesetzlichen Grundlagen über die Ein- und Ausreise und den Aufenthalt von Aus-
ländern in Deutschland sind im Aufenthaltsgesetz (AufenthG) geregelt. Daneben sind insbesondere 
europarechtliche Vereinbarungen und Regelungen/Verordnungen wie z. B. die Verordnung (EU) Nr. 
604/2013 (Dublin III) zu beachten. Bereits in der Stellungnahme des Bereiches 33 zum gleichlau-
tenden Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN vom 12.02.2019 sind die rechtlichen Rah-
menbedingungen für die Aufnahme/Einreise erläutert worden. An den gesetzlichen Grundlagen hat 
sich seitdem nichts geändert. 
 
Die wichtigste Aufgabe der Exekutive in Bund  und Ländern besteht in der Ausführung der  geltenden 
gesetzlichen Regelungen (Verwaltungsvollzug). Sofern die Kommunen staatliche Auftragsangele-
genheiten ausführen, unterliegen sie der Rechts- und Fachaufsicht der jeweils zuständigen Auf-
sichtsbehörden der Länder und ihr Handlungsspielraum ist sehr begrenzt. Zu den staatlichen Auf-
tragsangelegenheiten der Kommunen gehört auch die Erteilung und Verlängerung von Aufenthalts-
genehmigungen auf der Grundlage des AufenthG für alle Ausländerinnen und Ausländer, die sich 
bereits im Bundesgebiet aufhalten. 
 
Für die Einreise benötigen Ausländerinnen und Ausländer aus Drittländern in aller Regel einen Auf-
enthaltstitel. Die unerlaubte Einreise und der unerlaubte Aufenthalt im Bundesgebiet sind strafbar. 
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Hier wird zwischen einer asylverfahrensunabhängigen nach dem Aufenthaltsgesetz und ei-
ner asylverfahrensabhängigen Einreise nach dem Asylgesetz unterschieden. 

 
 

1. Um eine legale Einreise der aus Seenot geretteten Flüchtlinge zu erreichen, kommen 
nach dem Aufenthaltsgesetz sog. Aufnahmeanordnungen durch die obersten Landesbe-
hörden oder das Bundesministerium des Innern gem. §§ 22 und 23 Abs. 1 und Abs.2 
AufenthG sowie Resettlement-Programme nach § 23 Abs. 4 AufenthG in Betracht. Da-
nach können diese Behörden aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder zur 
Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland anordnen, dass Auslän-
dern aus bestimmten Staaten oder in sonstiger Weise bestimmten Ausländergruppen 
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Eine solche Aufnahmeanordnung des Bundes aus 
humanitären Gründen befindet sich derzeit für in Griechenland aufhältige, bereits aner-
kannte Asylberechtigte (Familien mit Kindern) in Vorbereitung. Einen Überblick über die 
Rechte und Pflichten als anerkannter Flüchtling, Asylberechtigter oder subsidiär Schutz-
berechtigter ist der  Anlage zu entnehmen. 
Personen, die innerhalb solcher Aufnahmeanordnungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land aufgenommen werden, unterliegen auch der Verteilung analog der Personen, die 
ein Asylbegehren geäußert haben. Die Zuständigkeiten für diese asylverfahrensunab-
hängigen aufenthaltsrechtlichen Erlaubnisse zur Einreise aus völkerrechtlichen, humani-
tären oder politischen Gründen sind ausschließlich dem Bundesministerium des Innern 
und den obersten Landesbehörden vorbehalten. Eine Ausnahme bildet nur § 24 Auf-
enthG für die Aufenthaltsgewährung zum vorübergehenden Schutz durch Beschluss des 
Rates der europäischen Union.  

  
Den Kommunen stehen als untere Verwaltungsbehörden keine Entscheidungsbefugnisse zu.  
 

2. Bei der Seenotrettung aus dem Mittelmeer wird jedoch auch europäisches Recht berührt. Im 
Rahmen der geltenden Dublin-Verordnung ist das Asylverfahren gem. Art. 13 Dublin III-Ver-
ordnung in dem Mitgliedsstaat durchzuführen, in den ein Asylantragsteller auf Land-, See- 
oder Luftweg  eingereist ist. Hier handelt es sich in Bezug auf die „Seenotrettung“ im Mittel-
meer um die Anrainerstaaten Italien, Spanien und Malta. Nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 AsylG ist 
Asylsuchenden die Einreise zu verweigern, wenn sie aus einem sicheren Drittstaat einreisen 
wollen. Asylanträge von Flüchtlingen, die im Rahmen der Seenotrettung aufgegriffen werden 
und in der Bundesrepublik Deutschland einen Asylantrag stellen, würden dann unter Anwen-
dung der Dublin-III-Verordnung (Art. 20, 21 u. 29) damit rechnen müssen, dass ihr Aufnah-
megesuch im Hinblick auf die Unzuständigkeit abgelehnt  und die Rücküberstellung nach 
Spanien, Italien oder Malta veranlasst wird. 
Die Pflicht zur Einreiseverweigerung gilt allerdings nicht ausnahmslos. Vielmehr sieht § 18 
Abs.4 AsylG zwei Ausnahmen vor, und zwar für den Fall einer unions-oder völkerrechtlich 
begründeten Zuständigkeit der Bundesrepublik Deutschland für die Durchführung von Asyl-
verfahren gemäß §18 Abs. 4 Nr.1 AsylG. Einschlägig sind insoweit die sog. Dublin-Zustän-
digkeiten nach der Dublin-III-Verordnung, VO [EU] Nr.604/2013 sowie das Vorliegen einer 
entsprechenden Anordnung des Bundesministeriums des Innern aus völkerrechtlichen, hu-
manitären oder politischen Gründen nach § 18 Abs.4 Nr. 2 AsylG. 

 
Den Kommunen stehen als untere Verwaltungsbehörden keine Entscheidungsbefugnisse zu. 
 
 
 
 
 
 
 … 
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III. Verteilung: 

Sowohl im Rahmen der Aufnahmeprogramme als auch im Falle des Selbsteintritts zur Durchführung 
des Asylverfahrens  verteilt der Bund die in der Bundesrepublik ankommenden Flüchtlinge nach dem 
„Königsteiner Schlüssel“ auf die Länder. Dort werden wiederum Verteilungsquoten für die Land-
kreise und auf der Landkreisebene für die einzelnen Kommunen ermittelt und festgesetzt. Diese 
erhöhen sich bedarfsentsprechend.  
 
 
IV. Fazit: 

Den Kommunen stehen nach aktueller Gesetzeslage keine Entscheidungsbefugnisse für die Auf-
nahme von Flüchtlingen aus „Seenotrettung“ zu. Im Übrigen sind die durch die übergeordnete Recht-
setzung vorgesehenen formalen Verfahrensabläufe und die Entscheidungskompetenzen von Bun-
des- und Landesregierung zu beachten.  
 
Der Bundesrat hat einen Antrag der Länder Berlin und Thüringen zur erleichterten humanitären 
Aufnahme von Geflüchteten abgelehnt. Der Bundesrat hat beschlossen, einen von den Ländern 
vorgeschlagenen Gesetzentwurf zur Änderung von § 23 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) nicht 
beim Bundestag einzubringen. 
 
Nach der vom Land Niedersachsen festgesetzten Aufnahmequote hat die Hansestadt bis zum 
31.03.2021 insgesamt 146 Personen im Rahmen einer Zuweisung durch die Landesaufnahmebe-
hörde aufzunehmen. Aktuell hat die Hansestadt mit der Aufnahme von bereits 186 Personen die 
festgelegte Quote um 40 Personen überschritten.  
 
 
Im Original gezeichnet 
 
Twesten 
  



Rechte und Pflichten als anerkannter Flüchtling, Asylberechtigter oder subsidiär Schutzbe-
rechtigter: 

a. Wohnungsnahme 
Anerkannte Flüchtlinge und Asylberechtigte sowie subsidiär Schutzberechtigte sind 
nicht verpflichtet, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen, sondern können in  eine 
geeignete Wohnung umziehen, wenn sie eine solche gefunden haben. Der Wohnsitz ist wäh-
rend der ersten 3 Jahre auf das Zuzugsbundesland beschränkt. Eine Verpflichtung, in der 
Aufnahmekommune wohnen zu bleiben, besteht nicht. Der Umzug in ein anderes Bun-
desland ist innerhalb der ersten drei Jahre nicht gestattet. Diese Verpflichtung heißt Wohn-
sitzauflage. 
 
Während dieser Zeit ist ein Umzug nur dann möglich, wenn eine der im Gesetz vorgesehe-
nen Ausnahmen vorliegt. Die Ausländerbehörde kann einen Umzug erlauben, wenn die 
schutzberechtigte Person oder ihr Ehepartner einen Arbeits-  oder Studienplatz in einem an-
deren Bundesland gefunden hat. Das gilt jedoch nur dann, wenn der Arbeitsplatz einen be-
stimmten Umfang hat und festgelegte Kriterien erfüllt. Außerdem kann ein bestimmter Wohn-
sitz zugewiesen werden, um die Versorgung mit angemessenem Wohnraum sicherzustellen 
oder um die nachhaltige Integration zu fördern. 

 
Die Wohnsitzauflage ist nicht mit der räumlichen Beschränkung zu verwechseln, die zu Be-
ginn des Asylverfahrens gilt. Schutzberechtigte können sich nach ihrer Anerkennung frei in 
Deutschland bewegen und zum Beispiel Verwandte oder Freunde in einer anderen Stadt 
besuchen. 

 
b. Arbeit und Ausbildung: 

Anerkannte Flüchtlinge, Asylberechtigte und subsidiär Schutzberechtigte erhalten eine Auf-
enthaltserlaubnis, mit der sie uneingeschränkt arbeiten dürfen. Eine Genehmigung der Aus-
länderbehörde ist nicht erforderlich. Wenn das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) nur ein nationales Abschiebungsverbot festgestellt hat, wird zur Aufnahme einer 
konkreten Arbeit weiterhin die Genehmigung der Ausländerbehörde benötigt. 

 
c. Soziale Leistungen: 

Flüchtlinge, Asylberechtigte und subsidiär Schutzberechtigte, die sich nicht selbst versorgen 
können, erhalten finanzielle Hilfe durch den Staat. Damit können sie tägliche Grundbedürf-
nisse wie Wohnraum und Versorgung decken. Die Höhe der Leistungen entspricht dem Ni-
veau von bedürftigen Deutschen. Für die Gewährung der Leistungen ist das Jobcenter 
zuständig. 
 

d. Medizinische Versorgung 
Nach der Anerkennung als Flüchtling oder der Gewährung subsidiären Schutzes haben 
Schutzberechtigte einen Anspruch auf eine Krankenversicherung. Diese Versorgung ent-
spricht der gleichen Unterstützung, die deutsche Staatsangehörige in einer gesetzlichen 
Krankenversicherung erhalten. Die Kosten der gesetzlichen Krankenversicherung werden 
von den Sozialbehörden getragen, solange Betroffene kein eigenes Einkommen haben. 

 
e. Teilnahme an Integrationskursen: 

Asylberechtigte, Flüchtlinge und subsidiär Schutzberechtigte haben einen Anspruch auf die 
Teilnahme an einem Integrationskurs. Der Kurs umfasst 900 Unterrichtsstunden und enthält 
sowohl einen Sprachkurs, als auch einen Teil über die deutsche Rechtsordnung, Werte, Kul-
tur und Geschichte. Das gilt auch für Personen, die über ein humanitäres Aufnahmepro-
gramm des Bundes nach Deutschland eingereist sind. Diejenigen, die über ein Landesauf-
nahmeprogramm eingereist sind oder bei denen ein nationales Abschiebungsverbot festge-
stellt wurde, können nur bei verfügbaren Plätzen teilnehmen. 
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